
lutherischen Bekenntnis un:! der besser entspricht als die bisherige,
we1il S1Ee weniger mißverständlich ist 1n der Unterscheidung des weltlichen
un! des geistlichen Bereichs. e andere sind pädagogische Fragen. Diese
sollen gew1b nicht als nebensächlich abgetan werden. EKs wird in einzelnen
en schwer se1n, die Leute auch 11U1 bewegen, daß S1E eine
Minute länger knien als bisher uch soll niemand durch überstürzte,
polternde Art der Einführung olcher Änderungen geargert werden. ber
Wr wissen, daß diese erzieherischen Gesichtspunkte niemals den tatsäch-
lichen Ausschlag geben. Wenn sich EtWAS als theologisch richtig erwiesen
hat, hat CS sich auch alle methodischen edenken durchgesetzt
bzw sich die passenden ethoden geschaften.

JOACHIM
Das landeskirchliche Territorialprinzip

widerspricht dem Grundgesetz!
on se1it langem €n verantwortliche Lutheraner in Deutschland C1L-

KaQnt, daß auf die Dauer unmöglich se1n wird, landeskirchlichen
Territorialprinz1ip testzuhalten. |DITS Schwierigkeiten, die mit diesem Pro-
blem zusammenhängen, betreften weniger das Verhältnis 7wischen der
lutherischen un! der reformierten KXirche 1n NSCTECM Vaterland als vielmehr
die annungen 7wischen bekenntnistreuen Lutheranern un den COMN-

sensusunterten Kirchen och immer beanspruchen diese Landeskirchen
alle Lutheraner für sich, die 1m Bereich dieser Landeskirchen ihren Wohnsitz
nehmen. So wird e1in Gemeindeglied, das bisher 1n München Hause WL

un der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern angehört hat, AULO-
maltısch Glied der Vereinigten Protestantisch-Evangelisch-Christlichen Kiırf-
che der Ptalz, wWenn jener Lutheraner etwa ach Kaiserslautern oder ach

Der Autfsatz wurde, 1n ELtWAal gekürzter Form, abgedruckt 1in Evangelisch-Lutherische-
Kirchenzeitung, Jahrgang, Nr.
Zu dem gyanzen Problem se1 hingewlesen auf
He1inz Brunotte, Landeskirche, Staatskirche, Volkskirche in Deutschland T1SKZ 16/1957

266 Die Diaspora als Frage das Landeskirchentum: 1n Jahrbuch des Martın
Luther-Bundes 1957758 Folge, Rothenburg O, Tauber 86
Klaus Hensel, Die Lutheraner 1n der Pfalz: 1KZ 1171959 1744° 'Territorium und
Konfession 1K Z 13/1959 W2*.
Joachim Meyer, Die konfessionelle Diasporaarbeit als Aufgabe der Kirche 1in Intor-
mationsblatt für die niederdeutschen Iutherischen Landeskirchen 6/1959, 85
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Landau verzieht. Obgleich Bereite se1it Jahren in der 917 wieder eine
lutherische Kirche o1bt, behauptet die Kirchenleitung 1in Speyer mit ach-
druck, da alle Lutheraner, die 1n der Pfalz wohnen, der Pfälzer Landeskirche
angehören, se1 denn, daß S1Ee ausdrücklich eine Austrittserklärung abgeben.
AÄhnliche Verhältnisse iegen 1n Baden VOL Falls ein lutherischer Christ VO  w)

1el ach Freiburg oder Konstanz, ach Pforzheim oder aden-Baden
verzieht, wıird ohne SCINE ZUSLLMMMUNG Z Zahlung der Kirchensteuer 1n der
badischen Landeskirche veranlagt. uch hier mußlßte 1112  S bisher ausdrück-
ich Finspruch erheben, VO  w} dieser Verpflichtung enthunden werden.
Gefördert wurden un werden diese Maßnahme: der cConsensusunlerten
Kirchen och dadurch, daß viele Pfarrer lutherischer Landeskirchen
ihres Ordinationsgelübdes auf das lutherische Bekenntnis unterließen,
ihre Gemeindeglieder, die in das Territorium einer consensusunierten Kirche
5darauf hinzuweisen, daß die dortige Landeskirche keine Iutherische
Kirche ist*
Nun hat der (Karlsruher) Senat des Verwaltungsgerichtshofes NC} Baden-
Württemberg in einem Urteil VO 21 März 1959 (Aktenzeichen I 19586
(104/56)) C die Evangelische Landeskirche in Baden festgestellt, daß
das Territorialprinzip mMIt dem Grundgesetz nicht vereinbaren ist [ dieses
Urteil ist 1n einem Beschluß des Bundesverwaltungsgerichtes 1n Berlin VO

29 Februar 1960 dadurch bestätigt worden (Aktenzeichen: BVerwG NAd
54.59: VGIF 9756 (104/56)), da die Beschwerde der Evangelischen

Landeskirche 1n Baden die Nichtzulassung der Revision 1in dem
Urteil des Verwaltungsgerichtshofes NC  w Baden-Württembertg ”7urück-
gewlesen wurde.
Folgender Streitfall ist durch dieses Urteil entschieden:
Die badische Landeskirtche hatte 1m a  IC 1953 einen Lutheräner, der früher
der Evangelisch-Lutherischen Landeskriche Mecklenburgs angehört un
nach längerem Auslandsautfenthalt sich 1in ordbaden niedergelsasen hatte,
ohne seine Zustimmung ZUT Kirchensteuer veranlagt. Hiergegen egte der
Betroftene be1 der Landeskirchenkasse der badischen Landeskirche mit der
Begründung Einspruch C160 daß die Evangelisch-Lutherische Landeskirche
Mecklenburgs, 1n die durch die Taufe aufgenommen ware, nicht iden-
tisch MI1t der Kvangelischen Landeskirche 1in Baden s@1. In diese SC1
jedoch nıcht übergetreten! Seine Wohnsitzbegründung in Baden aber

Ich verkenne durchaus nicht, daß mit diesem Problem Schwierigkeiten verbunden
sind, solange kein kirchliches Meldewesen g1ibt
ber uch die Glieder der sogenannten Kerngemeinde werden auf den Unterschied 1m
allgemeinen nicht hingewlesen.
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rechttertige keineswegs die Heranziehung ZULC Steuer durch die badische
Landeskirche
Die Begründung der Beschwerde zeigt, daß manche Latlen ber tiefere
theologische Kinsichten verfügen als viele lutherische Pfarrer Kın E-

kann der EK  S eben VO SC1INCIM Bekenntnts her nicht
CONSENSUSUNILErteEn Kirche automatısch angehören WE zufällig den
Bereich dieser Kirche verzieht In diesem Fall ‚‚würde 11124  . ohne
Einwilligung konvertiert‘‘ Nun >  o1ibt aber VOIl dem Verbum konvertieren
kein Passiıv! K1ine Konversion kannn 11A4  » keinem Menschen abnehmen das
muß der persönlichen Entscheidung des einzelnen Christen über-
lassen bleiben er betroftene A1€e hat also sechr richtie erkannt daß die
Gliedschaft Lutheranets CONSENSUSUNILIeErteEnN Kirche e1NE Kon-
VersS10on VOTrausSSsSetzt
Den Einspruch des früheren Mecklenburger Lutheraners hat die badische
Landeskirche nicht anerkannt I)diese 'Tatsache überrascht den der mMI1t der
kirchenpolitischen S1ituation 1St und C116 solche handelt
sich hier C natürlich nicht hält doch die OonsenNsusSsuUunNlerfe Kirche
eingeschränkt Territorialprinz1ip fest S1e behauptet einfach daß alle
evangelisch lutherischen Christen ihrer Landeskirche angehören SOWEIT
diese nicht C116 Austrittserklärung AUus der Kirche abgeben der S16 n1emals
beigetreten sind So blieb dem ILutheraner der sich Nordbaden nieder-
relassen hatte kein anderer Weg, als diesen zurückgewlesenen Einspruch
ARCH: dem Verwaltungsgericht Karlsruhe anzufechten In diesem /Zusam-
menhang betonte der Kläger och einmal da nicht der badischen CV ail-

gelischen Landeskirche beigetreten SC} ihr aber auf der anderen Seite nicht
schon durch die Niederlassung Baden automatisch angehöre Außerdem

führte AaUuUSs gäbe SCIT 1856 Baden A staatlich anerkannte ‚V A1ll-

gelisch lutherische Kirche die alle Christen 7zusammenschließe die Woftrt
un Sakrament lutherischen Bekenntnis testhalten un sich dem der
evangelischen -Landeskirche Baden abgeschafiten lutherischen Katechis-
INUS verpflichtet WwWI1IiSSCcNHN I Iiese evangelisch lutherische Kirche Badens aber
habe WI1C die 4Ad1ische Landeskirche das Recht VO  w ihren MitgLliedern
Kirchensteuern erheben
Das Verwaltungsgericht Karlsruhe hat SCTHCMM Urteil der badischen
Landeskirche Recht gyegeben un! den inspruc des Kläigers zurückge-
w1iesen [)amıit hat sich das Gericht CErTSTET. Nstanz die Ansicht der badı-
schen Landeskirche gemacht daßß IMNan als Lutheraner der badischen
Landeskirche nicht Öörmlich beitreten lied dieser Kıirche
SCHA weil die Jahre 1821 begründete Evangelische Landeskirche
Baden beide Bekenntnisse sowohl das evangelisch lutherische als auch das
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evangelisch-refotmierte umftasse. [)Dazu führt das Karlsruher Gericht aus‘

DE dem Reichstag Augsburg 1mM Jahre 1530 seien die ach der Pro-
testation auf dem Reichstag 1n Speyer 1m a  re 1529 Protestanten Genannten
als ‚Augsburger Confessionsverwandte‘ bezeichnet worden. uch 1n den
einschlägigen Stellen des Westfälischen Friedens VO  a} 1648 seien Lutheraner
und Reformierte als ‚Augsburger Confessionsverwandte‘ zusammengefaßt
worden.1‘®
Demgegenüber muß betont werden, daß das Augsburger Bekenntnis VO  —

1530 gerade VO  a den oberdeutschen tädten und den Reformierten der
chweiz des Abendmahlstreites VO  s 1529 un! der Ablehnung des
Spiritualismus 1in der Confess1o0 Augustana nicht unterschrieben ist Das
Augsburger Bekenntnis ist eben nicht ein Unionsbekenntnis der Lutheraner
und Reformierten sondern e1n Merkmal der I rennung beider Konfessionen!
her könnte 11141l ach den Ergebnissen der CUCICI theologischenForschung
Sa CL, da Melanchthon sich bemüht hat, nachzuweisen, daß die Lutheraner
sich 1in Übereinstimmung mit der alten Kirche befänden un! S1e die catholica
ecclesia darstellten?. Außerdem sind der Calyvinismus, der Zwinglianismus
und das Schwärmertum 1m Augsburger Religionsfrieden VO  5 1555 1m
Gegensatz DA Luthertum keine reichsrechtlich anerkannte Konfession
geworden. Damals hat 1L1Aall also ‚WSENE die Lutheraner als „Augsburger Kon-
fessionsverwandte‘‘ bezeichnet! Krst der reformierte Landesherr VO  ; Tan-
denburg, Friedrich Wiılhelm, der *O Kurfürst, NarAle 1m Westfälischen
Frieden 1648 dUECH: da uch die Reformierten ausdrücklich un:! offiziell
als den Augsburger Konfessionsverwandten gehöfig anerkannt wurden.
Mit m CC haben dagegen aber immer die orthodoxen lutherischen
Theologen protestiert und den Reformierten diese Verwandtschaft ab-
gestritten, un! ZWAar deshalb mMI1t m Recht, we1il die historischen Fakten

eindeutig verwehren, Aaus der Confessio Augustana invarliata ein Unions-
bekenntnis der Lutheraner und Reformierten machen. Das Urteil des
Karlsruher Verwaltungsgerichts, das,; Ww1€e ich darzulegen versuchte, nicht
alle historischen Tatbestände herangezogen un! VOTLT allen Dingen auch die
theologischen Streitfragen nicht genügend geprüft hat, wurde annn auch
in einer Berufungsklage VO  e dem Betroftenen angefochten.
Vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden- Württembergs egte och ein-
mal daf; daß die badische Landeskirche 11UL VO:  a ihren Mitgliedern Kirchen-

ZaAıtat AuS der Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichtshofes NC}  5 Baden- Württem-
betg, die wiederum die Urteilsbegründung des Karlsruher Verwaltungsgerichts zitiert
Aktenzeichen: 9/58(

Hans Äsmussen, Warum noch lutherische Kıirche”

74



StCHGEN einziehen dürfe Von ihm aber könne die consensusuntlerte Kirche
I zeine Steuern verlangen, we1l niıemals itglie dieser Kirche geworden
ware. Im übrigen SCe1 CS nicht möglich, daß jemand S  T seinen Willen
Mitglied einer Religionsgesellschaft werde. In dem Kall würde nämlich in
eklatanter Weise die 1im Grundgesetz gyarantierte Glaubensfreiheit verletzt;
eine rage, mit der sich das Karlsruher Gericht 1n CTSTET nstanz überhaupt
nicht auseinandergesetzt habe Demgegenüber beantragte die badische
Landeskirche, die Berufung zurückzuwelsen. S1e tellte sich CTHCH auf den
Standpunkt, daß e1in Evangelischer (sic!), der seinen Wohnsitz aus dem (ze-
biet seiner bisherigen Landes  rche verlege; automatisch aus dieser aus-

cheide un der Landeskirche selnes Wohnsitzes angehöre. Man
sieht also, daß eine consensusuntlerte Kirche die Bezeichnung „evangelisch‘‘
sechr weIit faßt un:! eine Kirchentrennung auf Grund des evangelisch-
Iutherischen Bekenntnisses nicht anerkennt. Aus der a der badischen
Landeskirche ist diese Stellungnahme in der “Lat konsequent, ein das
lutherische Bekenntnis gebundener Christ wird sich diesem wang jedoch
nicht beugen. I] ieser Konfessionalismus der anrne1i willen behält
auch 1m Zeitalter der Okumene und der EK  S seine uneingeschränkte
Gültigkeit $ — — —
Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württembergs entschied die
Badische Landeskirche und das Karlsruher Gericht in erster Instanz, daß
die Berufung nicht 1LU1 zuläss1ig sondern auch begründet se1 [Jer —

gefochtene Kirchensteuerbescheid entbehrt einer gesetzlichen Grundlage.
in diesem Urteil wird NnUuUu  w ausdrücklich festgestellt, daß ein Lutheraner
nicht dem Bekenntnis der badischen Landeskirche angehötrt. Damit hat ein
deutsches Gericht ein für Temal festgestellt, daß ein Lutheraner nicht
automatisch und schon gyal nicht TC seinen Willen 1e: einer COMNSCI1I-

susunlerten Kirche wird, 11UT1 we1l in das Territorium dieser Landeskirche
verzieht. Das schon längst überholte Territorialprinz1ip wird 1L  s also in
Zaukunft nicht mehr aufrechterhalten können un! dürten Ks ist NUr

offen; daß die Gliedkirchen der endlich Aaus diesem Urte1il die
Folgerungen z1iehen und der EKD die ja ach ihrem eigenen Ver-
ständnis und VOTLT allen Dingen ach dem Iutherischen Bekenntnis ein Kirchen-
bund ist hinfort die lutherischen Kirchen wenigstens 1m Gebiet der CON-

sensusunlerten, WCI1I11)1 nicht auch der verwaltungsunilerten Kirchen als ihre
Kontessionsverwandten ansehen. Wır brauchen unbedingt ein Gesetz, das
grundsätzlich alle Pfarrer der Gilie.  irchen der VELKD verpflichtet, ihre
Gemeindeglieder, VOIL denen S1e wissen, daß S1e in unlerte Kirchengebiete
verziehen, den dortigen lutherischen Kirchen überweisen. Andernfalls
macht sich die mitschuldig, daß das mit dem Grundgesetz nicht
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vereinbarende Territorialprinz1ip einfach die Glaubensfreiheit der e1in-
zelinen Christen mißachtet.
Im Gegensatz DA Karlsruher Verwaltungsgericht vertritt der Verwal-
tungsgerichtshof VO Baden-Württemberg die Ansicht, daß die badische
consensusuntlerte Kirche keine lutherische Kirche ist DIieTeVO end-
mahl,;, VO der Gnadenwahl, VO der Aufe: denen ach retformierter Auf-
fassung andere Bedeutung 7zukommt als ach lutherischer Auffassung und
der Unterschied 13 der Würdigung der lutherischen Bekenntnisschriften
werden ausdrücklich geNANNT, un wird darauf hingewlesen, daß das
unilerte Bekenntnis, das HE des lutherischen un des reformierten Be-
kenntnisses übernahm und daraus ein CHES bildete, WESCHSANderS als das
reformierte un! das lutherische Bekenntnis 1ISt Es ist doch eigentlich be-
schämend, daß viele Theologen derK die sich schon längst aus

kirchenpolitischen Gründen mi1t der Union abgefunden aben, VO  e einem
staatlichen Gericht auf diese theologischen Erkenntnisse hingewlesen.
werden mussen.
Nachträglich rechtfertigt ein weltliches Gericht die Gründung lutherischer
Kirchen in Onsensusuntlerten Kirchengebieten. Wichtig ist auch, daß
ach der Meinung des Verwaltungsgerichtshofes ein rechtlich erfaßbares
evangelisches Bekenntnis gai nicht ibt: - Bnter evangelisch versteht 1124  -

alles, W 4S 7wischen Konkordientormel und Contession de Ko1l ieg Evan-
gelisch se1n, nehmen sämtliche Religionsgesellschaften, die sich auf
Prinzipien der Reformation oyründen, für sich 1n Anspruch. [Damit ist abert
das Bekenntnis och gyat nicht festgeleot. *; Wann endlich machen SC6

lutherischen Landeskirchen? mi1t diesem Grundsatz wieder ernst? DIie-
Evangelisch-lutherische (altlutherische) Kirche un die Selbständige V all-

gelisch-lutherische Kirche gehören dem Bekenntnis ach unNs, den
landeskirchlichen Lutheranern, die consensusuntlerten Kirchen Badens un
der 17 sind dagegen nicht TISCOLC Konfessionsverwandten. ber offtenbar
entscheiden 1n unNnNserfen lutherischen Landeskirchen nicht das Bekenntni1s:
un die ahrhe1 sondern die Kirchenpolitik ber die FEinheit der Kirche
der ollten etwa die sogenannten lutherischen Freikirchen HLT deshalb
für die Gliedkirchen und die Kirchenleitung der keine
spielen, we1l ihre Mitgliederzahl ein ist » Natürlich we1iß ich, daß
eine el lutherischer Theologen un: Laten 13 der <1bt,

Ziıtat AauSs der Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichtshofes VO:  - Baden- Württem-
berg (Aktenzeichen 9/58 (104/56)).

Auf Grund dieses Urteils dürfen WIr eigentlich nicht mehr VÖO'! Landeskirchen sprechen.
So kommt denn uch in der Verfassung der Evang.-luth. Kirche 1im Hamburgischen.
Staate VO 31 Oktober dieser Begriff nicht mehr VOL,.
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die M1LT ogroßer orge den ofHhziellen C  >>  Kurs der Kirchenleitungen verfolgen
Wann endlich nehmen HSG TIE Bischöfe un Synoden auf das Bekenntnis
der rage des Territorialprinz1ps Rücksicht? Bisher scheint INa  } Ü:

auf die EK  ® un! die Unionskirchen Rücksicht N haben!
Interessant 1STE dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofes auch daß
ach SCALTIGL Ansicht ‚„„‚Landeskirchen ihrer ursprünglichen Bedeutung
SC1IL dem Wegfall des landesherrlichen Kirchenregimentes nicht mehr o1bt
Ihre rühere rechtliche Monopolstellung haben S16 dadurch verloren daß
die Fähigkeit Körperschaft des Ööffentlichen Rechtes SsSC1inNn durch Art 137

der Weimarer Reichsverfassung, der 11S Bonner Grundgesetz
übernommen 1STt auch anderen Religionsgesellschaften CINS eraumt wotrden

Insbesondere en S1C nicht mehr den Rechtscharakter VO Gebiets-
körperschaften MT der Macht jemanden der ihr Gebiet EINSELILLE
ohne Rücksicht auf SC111 Bekenntnis sich einzugliedern Ihre territoriale
Grundlage 1ST VOI der Weimarer Reichsverfassung, ach deren Art 137

keine Staatskirche o1bt durch E Personalgrundlage GTSGEZE

In Zukunft können also Unionskirchen W1C S1C CS bisher haben
nicht mehr wilkürlich ber evangelisch lutherische Christen ohne deren
Zustimmung verfügen [J)as Territorialprinzip ST damıit endgültig ad ab-
sufdum geführt Selbstverständlich hat diese gerichtliche Entscheidung WE1TL-

gehende Konsequenzen Hinfort werden die OoONsensusunlerten Kirchen
Baden und der 417 nicht mehr das Recht en VO den Christen
Kirchensteuern einzuziehen die auf ihter Lohnsteuerkarte „„evangelisch-
lutherisch“‘ als Bekenntnis angeben Diese Steuern sind cClie lutherischen
Kirchen diesen Gebieten abzuführen Außerdem werden die CONSCHNSUS-

Kirchen auch nicht mehr behaupten dürfen dalß S1C für die Luthe-
zuständig sind 'Iun S1C das dennoch mißachten S16 nicht RL: die

Entscheidung dieses unabhängigen Gerichtes sondern auch die Grund-
DESECLZ garant1erte Glaubensfreiheit
Wır Lutheräner ordern diesem Zusammenhang VO den ORHNSeEe  SUN1EL-

ten Kirchen 'Loleranz gegenüber unseren lutherischen Glaubensbrüdern
Wır wehren u1ls die Verleumdung, daß die lutherischen Kirchen
den ONSENSUSUNIlerten Kirchengebieten als Sekten bezeichnet werden
Wır Erwarten daß nicht mehr vorkommt daß e1nNn pfälzischer Dekan
durch e1in weltliches Gericht bewirken will, daß die lutherische St Michaelis-
gemeinde VO  a Kaiserslautern sich als Freikirche bezeichnen mMu. Im
deren Fall sollte das Gericht 4A4 aft- oder Geldstrafe N  50 UÜULNSGEE

Freunde festsetzen ! Wır betonen daß die lutherischen Gemeinden 1 der

Vgl Klaus Hensel Die Lutheraner der Pfalz T, 111959 LO
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Pfalz für uns dze Iutherische Kirche der Pfalz darstellen Es muß einmal
deutlich ausgesprochen werden, daß die Pfälzer Lutheraner sich 1UTL deshalb
lutherische Freikirche C112 sollen, damit durch diesen Namen möglichst
viele lutherische Christen VO  w=) einem Anschluß diese lutherischen (s3e-
meinden in der 2917 abgeschreckt werden. Diesen Methoden wird durch
den Verwaltungsgerichtshof hoftentlich Einhalt geboten. Und schließlich
erwahren WI1Tr bekenntnistreuen Lutheraner Aaus den lutherischen Landes-
kirchen u1ls mi1t aller Entschiedenheit den Vorwurf, als ob Ir den
rieden in der Pfalz gestiftet hätten?:
Wır wünschen, daß die cCconsensusunlerten Kirchen unls durch ihre tolerante
Haltung 1n Zukunft weitere Klagen VOL ordentlichen Gerichten
Wır Lutheraner wollen den Kirchenkampf nicht, aber WI1r werden uUu115S

nicht scheuen, für Recht auf Glaubensfreiheit einzutreten, immer
CS nötig sein wird.

THEODOR ERNER

Meditation für eine Diasporafestpredigt
ber Gal 5: 25—6, 102

Die er1kope 1im Rahmen des Ganzen

DDies 1st die S1ituation: In einen Kreis heidenchristlicher Gemeinden, die
1n evangelischer Freiheit stehen, brechen Judaisten e1n. Paulus, der diesen
galatischen Gemeinden (wohl in e Gegend V OIl Ankyra, dem heutigen
Angora) das Evangelium gyebracht hat und mindestens och 7zweimal bei
ihnen SCWESCIL IStE; Orfft WI1T w1issen nicht, welchem Aufenthaltsort
VO  - dieser Getahr Da nicht gleich seinen Galatern eilen kann, oreift

mMI1t diesem (wahrscheinlich 53 1n Korinth diktierten T1e wehrend
un helfend ein Kr TUut das 1n seiner Verantwortung für die ahrheit, „VA@)  e

der sich nichts abhandeln läßt, mMit kühner Einsatzbereitschaft, zugleich
aber mit der SanzCh T: seiner Liebe un! mMit er seelsorgerlicher We1Ss-
heit. Ks geht das en in Christus, der u11l VON dem Fluch des (sesetzes
erlöst, befreit, Kindern (sottes gemacht hat So ist das Ziel erreicht; für

Vgl Alfred Kuby, Überwindung VO:  =) Konfessionsgrenzen. Gemeindegruß, Kvang
Sonntagsblatt für Stadt und and Kaiserslautern Jahrgang, Nr. 3  'g

Die alte kirchliche Epistel ZU) TIrıin.
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